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Einleitung 

Mit dieser Empfehlung legt der Hauptaus-
schuss Kriterien für die Eignung der Ausbil-
dungsstätten und damit für die einheitliche 
Anwendung von §§ 27 und 32 BBiG, 
§§ 21 und 23 HwO vor. 

 

1. Die gesetzlichen Bestimmungen 

 

1.1 Eignung der Ausbildungsstätte 

Eine Ausbildungsstätte muss nach Art und 
Einrichtung für die Berufsausbildung geeignet 
sein (vgl. § 27 Abs. 1 Nr. 1 BBiG, § 21 Abs. 1 
Nr. 1 HwO). 

Können die in der Ausbildungsordnung ge-
nannten erforderlichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungs-
fähigkeit) nicht in vollem Umfang in der Aus-
bildungsstätte vermittelt werden, gilt sie als 
geeignet, wenn dieser Mangel durch Ausbil-
dungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil-
dungsstätte behoben wird (vgl. § 27 Abs. 2 
BBiG, § 21 Abs. 2 HwO). Diese Maßnahmen 
müssen im Berufsausbildungsvertrag aus-
drücklich vereinbart sein (vgl. § 11 Absatz 1 
Nr. 3 BBiG). 

Eignungsvoraussetzung ist außerdem, dass 
die Zahl der Auszubildenden in einem ange-
messenen Verhältnis zur Zahl der Ausbil-
dungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten 
Fachkräfte steht. Eine Abweichung von die-
ser Bestimmung ist zulässig, wenn dadurch 
die Berufsausbildung nicht gefährdet wird 
(vgl. § 27 Abs. 1 Nr. 2 BBiG, § 21 Abs. 2 Nr. 
3 HwO). 

Für Berufe der Landwirtschaft und der Haus-
wirtschaft kann das jeweils zuständige Ress-
ort im Einvernehmen mit BMBF und nach 
Anhörung des Hauptausschusses des Bun-
desinstituts für Berufsbildung durch Rechts-
verordnung Mindestanforderungen für die 
Größe, Einrichtung und den Bewirtschaf-
tungszustand der Ausbildungsstätten festset-
zen (vgl. § 27 Abs. 3 und 4 BBiG). 
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1.2 Eignungsfeststellung – Überwachung 

Die zuständige Stelle hat darüber zu wachen, 
dass die Eignung der Ausbildungsstätte  
vorliegt (vgl. § 32 Abs. 1 BBiG, § 23 Abs. 1 
HwO).  

Der Hauptausschuss des Bundesinstituts für 
Berufsbildung geht davon aus, dass die Fest-
stellung und Überwachung der Eignung von 
Ausbildungsstätten eine den zuständigen 
Stellen unmittelbar obliegende Aufgabe ist, 
die sie nicht übertragen können. Er hält ins-
besondere bei Ausbildungsstätten, in denen 
erstmalig oder nach längerer Unterbrechung 
ausgebildet werden soll, und bei Ausbil-
dungsstätten, in denen der beantragte Aus-
bildungsberuf noch nicht ausgebildet wurde, 
eine vorherige Eignungsfeststellung in der 
Ausbildungsstätte oder andere geeignete 
Mittel für erforderlich. Die Eignungsfeststel-
lung soll überprüft werden, wenn Erkenntnis-
se z. B. aus Prüfungs-ergebnissen, Vertrags-
lösungen, Schlichtungsverfahren oder der 
Ausbildungsberatung dies begründen. 

Die Überwachung der Einhaltung der gesetz-
lichen Vorschriften im Sinne dieser Empfeh-
lung erfolgt für Auszubildende als Arbeitneh-
mer/innen auch durch Betriebs- und Perso-
nalräte nach § 80 BetrVG und § 68 BPersVG.  

Betriebs- und Personalräten stehen bei der 
Durchführung der Berufsbildung die Mitbe-
stimmungsrechte gemäß § 98 BetrVG bzw.  
§ 75 BPersVG zu. Ausbildende haben der 
zuständigen Stelle ohne Aufforderung jede 
Änderung der Eignung der Ausbildungsstätte 
mitzuteilen, die dazu führen kann, dass das 
Erreichen des Ausbildungsziels oder die 
Durchführung des Ausbildungsgangs beein-
trächtigt wird.  

Werden bei der Überwachung Mängel der 
Eignung festgestellt, so hat die zuständige 
Stelle, falls der Mangel zu beheben und eine 
Gefährdung der/des Auszubildenden nicht zu 
erwarten ist, die/den Ausbildenden aufzufor-
dern, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist 
den Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel der 
Eignung nicht zu beheben oder ist eine Ge-
fährdung der/des Auszubildenden zu erwar-
ten oder wird der Mangel nicht innerhalb der 
gesetzten Frist beseitigt, so hat die zuständi-
ge Stelle dies der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde mitzuteilen (vgl. § 32 Abs. 2 
BBiG, § 23 Abs. 2 HwO). 

 

1.3 Löschen der Eintragung 

Werden die bei der Überwachung festgestell-
ten oder von der/dem Ausbildenden mitgeteil-
ten Mängel nicht innerhalb einer gesetzten 
Frist beseitigt oder ist eine Gefährdung 
der/des Auszubildenden zu erwarten, so ist 
die Eintragung zu löschen (vgl. § 35 Abs. 2 
BBiG, § 29 Abs. 2 HwO). Um der/dem Aus-
zubildenden den Abschluss der Ausbildung 
zu ermöglichen und um Nachteile zu vermei-
den, sollte sich die zuständige Stelle in Zu-
sammenarbeit mit der Berufsberatung der 
Bundesagentur für Arbeit bemühen, dass die 
begonnene Berufsausbildung in einer geeig-
neten Ausbildungsstätte fortgesetzt werden 
kann. Die Verantwortung der/des bisherigen 
Ausbildenden bleibt davon unberührt. 

 

2. Kriterien für die Eignung der Aus-
bildungsstätten  

 

2.1 Verfügbarkeit der Ausbildungsrege-
lung 

Für jeden Ausbildungsberuf, für den die Ein-
tragung eines Ausbildungsverhältnisses be-
antragt wird, müssen der Ausbildungsstätte 
die einschlägigen gültigen Ausbildungsord-
nungen bzw. nach § 104 Abs. 1 BBiG anzu-
wendenden Berufsbilder, Berufsbildungsplä-
ne und Prüfungsanforderungen oder nach  
§ 122 Abs. 2 und 4 HwO anzuwendenden 
Berufsbilder und fachlichen Vorschriften vor-
liegen. 

 

2.2 Betrieblicher Ausbildungsplan 

In der Ausbildungsstätte ist ein betrieblicher 
Ausbildungsplan zu führen, aus dem erkenn-
bar ist, dass die Ausbildung systematisch 
unter Berücksichtigung der Arbeits- und  
Geschäftsprozesse, der betrieblichen Anfor-
derungen und der individuellen Lernvoraus-
setzungen von Auszubildenden durchgeführt 
wird. Der betriebliche Ausbildungsplan sollte  
 

je nach der Struktur der Ausbildungsstätte 
und des Ausbildungsberufes mindestens An-
gaben enthalten über die konkreten Ausbil-
dungsplätze, die Ausbildungsabschnitte, die 
zu vermittelnden Ausbildungsinhalte und die 
zugeordneten Ausbildungszeiten. 
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2.3 Passfähigkeit der betrieblichen Ar-
beits- und Geschäftsprozesse 

Art und Umfang der Produktion, des Sorti-
ments und der Dienstleistungen sowie die 
Produktions- bzw. Arbeitsverfahren müssen 
gewährleisten, dass die Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungs-
fähigkeit) entsprechend der Ausbildungsord-
nung vermittelt werden können. 

 

2.4 Materielle und technische Einrichtung 
und Ausstattung der Ausbildungsstätte 

Die Ausbildungsstätte muss über eine aus-
reichende Einrichtung und Ausstattung verfü-
gen, insbesondere müssen die für die Ver-
mittlung der in der jeweiligen Ausbildungs-
ordnung vorgesehenen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungs-
fähigkeit) erforderlichen Einrichtungen und 
notwendigen Ausbildungsmittel vorhanden 
sein und die angemessene Zeit für Ausbil-
dungszwecke zur Verfügung stehen. Dazu 
gehören zum Beispiel die erforderlichen 
Kommunikations- und Informationssysteme, 
Grundausstattungen an Werkzeugen, Ma-
schinen, Apparaten und Geräten, Pflege- und 
Wartungseinrichtungen, bürotechnische Ein-
richtungen und notwendige Lehr- und Lern-
mittel.  

In der Regel müssen die Ausbildungsplätze 
in die regulären Arbeits- und Geschäftspro-
zesse integriert sein. Zur Unterstützung des 
Erwerbs der in der Ausbildungsordnung vor-
gesehenen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä-
higkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) 
können ergänzend - unabhängig von den 
normalen Bedingungen des Arbeitsablaufs - 
intern oder extern Inhalte vermittelt werden, 
zum Beispiel auch in Ausbildungswerkstätten 
oder -ecken, Ausbildungslaboren, betriebs- 
oder bürotechnischen Unterweisungsräumen. 

 

2.5 Personelle Anforderungen 
 
 
2.5.1 Relation zwischen Fachkräften und 
Auszubildenden  

Als Fachkraft gelten die/der Ausbildende, 
die/der Ausbilder/in oder wer eine Ausbildung 
in einer dem Ausbildungsberuf entsprechen-
den Fachrichtung abgeschlossen hat oder 
mindestens das Anderthalbfache der Zeit, die 

als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in 
dem Beruf tätig gewesen ist, in dem ausge-
bildet werden soll. 
 

Als angemessenes Verhältnis der Zahl der 
Auszubildenden zur Zahl der Fachkräfte im 
Sinne von § 27 Abs. 1 Nr. 2 BBiG, § 21 Abs. 
1 Nr. 2 HwO gilt in der Regel: 

 eine bis zwei Fachkräfte = 1 Auszubilden-
de/-r 

 drei bis fünf Fachkräfte  = 2 Auszubilden-
de 

 sechs bis acht Fachkräfte = 3 Auszubil-
dende 

 je weitere drei Fachkräfte = 1 weitere/-r 
Auszubildende/-r. 

Diese Relationen müssen kontinuierlich wäh-
rend des gesamten Ausbildungsgangs be-
stehen. Abweichungen von diesen Relatio-
nen sind in Einzelfällen zulässig. Sie müssen 
begründet werden und dürfen die Ausbildung 
nicht gefährden. 

 

2.5.2 Relation zwischen Ausbildenden und 
Auszubildenden 

 
2.5.2.1 Nebenberufliche/r Ausbilder/in 

Ausbildende gemäß § 28 Abs. 1 BBiG, § 22 
Abs. 1 HwO und Ausbilder/innen im Sinne 
von § 28 Abs. 2 BBiG, § 22 Abs. 2 HwO, die 
neben der Aufgabe des Ausbildens noch wei-
tere betriebliche Funktionen ausüben, sollen 
durchschnittlich nicht mehr als drei Auszubil-
dende selbst ausbilden. Es muss sicherge-
stellt sein, dass ein angemessener Teil der 
Arbeitszeit für die Tätigkeit als Ausbilder/in 
zur Verfügung steht. 

 

2.5.2.2 Hauptberufliche/r Ausbilder/in 

Ausbilder/innen im Sinne von § 28 Abs. 2 
BBiG, § 22 Abs. 2 HwO, denen ausschließ-
lich Ausbildungsaufgaben übertragen sind, 
sollen nicht mehr als 16 Auszubildende in 
einer Gruppe unmittelbar selbst ausbilden. 
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2.5.2.3 Ausbildende Fachkraft 

Für die Relation zwischen Auszubildenden 
und ausbildenden Fachkräften im Sinne von  
§ 28 Abs. 3 BBiG, § 22 Abs. 3 HwO, die unter 
der Verantwortung der Ausbilderin/des Aus-
bilders bei der Berufsausbildung mitwirken, 
gelten dieselben Anforderungen wie für die 
unter 2.5.2.1 beschriebenen nebenberufli-
chen Ausbilder/innen. Bei gefahrenanfälligen 
Tätigkeiten, zum Beispiel an Werkzeugma-
schinen, ist die Zahl der Auszubildenden ent-
sprechend geringer anzusetzen. 

Die Art des Ausbildungsberufes oder die Ge-
staltung der Ausbildung können eine höhere 
Zahl von Auszubildenden rechtfertigen. Eine 
Abweichung von dem angegebenen Zahlen-
verhältnis ist insbesondere dann zulässig, 
wenn und soweit besondere betriebliche oder 
über-betriebliche Maßnahmen zur Förderung 
der Ausbildung durchgeführt werden. Der/die 
Ausbildende, in der Regel der Ausbildungs-
betrieb, muss die entsprechende Anzahl von 
Ausbildern/innen im Sinne von § 28 Abs. 2 
BBiG, § 22 Abs. 2 HwO sowie an ausbilden-
den Fachkräften nach § 28 Abs. 3 BBiG, § 22 
Abs. 3 HwO für die unmittelbare Ausbildung 
der Auszubildenden bereitstellen, um die 
unter 2.5.2.1, 2.5.2.2 und 2.5.2.3 genannten 
Relationen zu sichern. Die/der Ausbildende 
muss für die benannten Ausbilder/innen und 
ausbildenden Fachkräfte die nötigen Voraus-
setzungen schaffen, damit diese ihre Ausbil-
dungsaufgabe wahrnehmen können. 

 

2.5.3 Qualifikation des Ausbildungsperso-
nals 

Das in der Ausbildungsstätte eingesetzte 
Ausbildungspersonal muss über die gesetz-
lich vorgeschriebene berufsfachliche und 
pädagogische Qualifikation verfügen; zur 
Vertiefung und Erweiterung dieser Qualifika-
tionen kann ein vielfältiges Weiterbildungs-
angebot bedarfsgerecht genutzt werden: 

Nebenberufliche/r Ausbilder/in 

 gesetzliche Grundlage: § 30 BBiG,  
§ 22b HwO 

 obligatorisch: Nachweis der Eignung 
durch Prüfung nach AEVO oder Teil IV 

der Meister-prüfung + berufsfachliche 
Eignung 

 optional: z. B. geprüfte/-r Aus- und  
Weiterbildungspädagoge/-in, ziel-
gruppen-spezifische Weiterbildungsan-
gebote 
 

Hauptberufliche/r Ausbilder/in 

 gesetzliche Grundlage: § 30 BBiG,  
§ 22b HwO 

 obligatorisch: Nachweis der Eignung 
durch Prüfung nach AEVO oder Teil IV 
der Meister-prüfung + berufsfachliche 
Eignung 

 optional: z. B. Geprüfte/-r Aus- und  
Weiterbildungspädagoge/-in, geprüfte/-r 
Berufspädagoge/-in, zielgruppenspezifi-
sche Weiterbildungsangebote 
 

Ausbildende Fachkräfte 

 gesetzliche Grundlage: § 28 Abs. 3 
BBiG, § 22 Abs. 3 HwO 

 optional: z. B. Ausbilderlehrgang, Vorbe-
reitungslehrgang für die AEVO-Prüfung, 
zielgruppenspezifische Weiterbildungs-
angebote 

 

2.6 Schutz der Auszubildenden 

Auszubildende müssen in der Ausbildungs-
stätte gegen die Gefährdung ihrer Gesund-
heit sowie gegen die Beeinträchtigung ihrer 
Würde geschützt werden. 

 

2.7 Ausbildung in mehreren Ausbildungs-
stätten 

Wird die Ausbildung in mehreren Ausbil-
dungsstätten durchgeführt, so muss jede 
dieser Ausbildungsstätten für den jeweiligen 
Ausbildungsabschnitt den vorstehenden Kri-
terien entsprechen. Kann eine Ausbildungs-
stätte die Anforderungen der jeweiligen Aus-
bildungsordnung nicht in vollem Umfange 
erfüllen, so muss eine notwendige Ausbil-
dungsmaßnahme außerhalb der Ausbil-
dungsstätte, z. B. in einer geeigneten ande-
ren Ausbildungsstätte oder überbetrieblichen 
Einrichtung vorgesehen werden.  


